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Vorblatt 


Vorschläge der Kommission für 
eine Verordnung des Rates über die Anwendung von 
Artikel 85 Absatz (3) des Vertrages auf Gruppen von 
Vereinbarungen^ Beschlüssen und aufeinander abge- 
stimmten Verhaltensweisen 
eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verord- 
nung Nr. 17 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Zur Anpassung an die Dimensionen des größeren Marktes und 
des wachsenden Wettbewerbs auf den Märkten ist eine stärkere 
Zusammenarbeit zwischen den Unternehmen des Gemeinsamen 
Marktes erforderlich. 


B. Lösung 

Zu diesem Zweck soll von den nach Artikel 85 Absatz (3) EWG- 
Vertrag möglichen Befreiungen von dem Kartellverbot Ge- 
brauch gemacht werden. Die Kommission soll ermächtigt wer- 
den, Verträge, Beschlüsse und gemeinsame Verhaltensweisen 
für den Bereich 

der Forschung und Entwicklung, 
der Normung und Typung, 
der Spezialisierung, 
des gemeinsamen Einkaufs und 
des gemeinsamen Verkaufs 

vom Kartellverbot freizustellen. Gleichzeitig sollen Verein- 
barungen über Forschung und Entwicklung sowie über Speziali- 
sierung von der Meldepflicht nach Artikel 4 Absatz (2) der 
Verordnung Nr. 17 ausgenommen werden. 

(Einmütigkeit im Ausschuß) 
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C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Vorschlag 

Von den Vorschlägen der Kommission wird Kenntnis genom- 


men. 
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SdiriftUcher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschläge der Kommission für 
eine Verordnung des Rates über die Anwendung von Artikel 85 
Absatz (3) des Vertrages auf Gruppen von Vereinbarungen, 
Beschlüssen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 

Nr. 17 

— Drucksache VI/982 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lenders 


Die Vorschläge der Kommission — Drucksache 
VI/982 — wurden vom Herrn Präsidenten mit Schrei- 
ben vom 3. Juli 1970 an den Ausschuß für Wirtschaft 
überwiesen. Der Ausschuß hat die Vorlagen einmal 
mit Vertretern des Bundeskartellamtes in Berlin am 
15. Oktober 1970 und sodann am 3. Dezember 1970 
in Bonn beraten. 

1. Ermächtigungsverordnung 

Der EWG-Vertrag enthält — anders als die §§ 2 
bis 8 des deutschen Kartellgesetzes (GWB) — 
keine im einzelnen umschriebenen Ausnahmen 
vom Kartellverbot. Artikel 85 Absatz (3) des 
Vertrages sieht lediglich eine Generalklausel 
vor, die durch Gruppenfreistellungsverordnun- 
gen ausgefüllt werden muß. Durch die vorge- 
schlagenen Verordnungen des Rates will die 
Kommission sich eine Ermächtigung dazu ver- 
schaffen, Gruppenfreistellungen auf den Gebie- 
ten 

der Forschung und Entwicklung, einschließlich 
der Verwertung ihrer Ergebnisse, 
der Normung und Typung, 
der Spezialisierung, 
des gemeinsamen Einkaufs und 
des gemeinsamen Verkaufs 
ZU erlassen. 


Der Rat soll nur die Gebiete festlegen, auf denen 
die Kommission Gruppenfreistellungen treffen 
kann; die vorgeschlagene Verordnung sagt noch 
nichts über die jeweiligen Preis tellungs Voraus- 
setzungen aus, die später unter Mitwirkung der 
Regierungen der Mitgliedstaaten formuliert wer- 
den sollen. Die Kommission erbittet jetzt diese 
weitere Konkretisierung der Generalklausel des 
Artikels 85 Abs. (3) des Vertrages, um den Unter- 
nehmen der Mitgliedstaaten die Anpassung an 
die Dimensionen des größeren Marktes und den 
immer stärker werdenden Wettbewerb auf den 
Weltmärkten zu erleichtern. 

Die Kommission war bisher außerordentlich zu- 
rückhaltend in der Konkretisierung ihrer Kartell- 
politik. Im Hinblick hierauf hat es der Ausschuß 
begrüßt, daß die Kommission jetzt um diese Er- 
mächtigung bittet, die die Möglichkeit eröffnet, 
die Generalklausel des Artikels 85 Abs. (3) des 
Vertrages auszufüllen. Der Ausschuß legt jedoch 
Wert darauf, daß die Anwendung der General- 
klausel nicht Über die Grenzen, die das deutsche 
Kartellrecht setzt, hinausgeht. Die Kommission 
sollte deshalb bei Freistellungen vom Kartell- 
verbot des Artikels 85 Abs. (1) des Vertrages 
eine solche Politik betreiben, die nicht den Ein- 
druck entstehen läßt, sie wolle das Kartellverbot 
auf dem Umweg über Freistellungen aushöhlen. 
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Unter diesen Gesichtspunkten hat der Ausschuß 
den erbetenen Ermäditigungs rahmen zum Erlaß 
von Gruppenfreistellungen überprüft. Das deut- 
sche Recht befreit Normen, Typen und Speziali- 
sierungsabsprachen vom Kartellverbot des § 1 
GWB, so daß gegen diese Freistellungen vom 
Standpunkt des deutschen Rechts keine grund- 
sätzlichen Bedenken zu erheben wären. Dagegen 
kennt das deutsche Recht keine generellen Frei- 
stellungen von Verträgen und Beschlüssen, die 
Absprachen über gemeinsamen Einkauf und Ver- 
kauf, Über Forschung und Entwicklung ein- 
schließlich der Verwertung ihrer Ergebnisse zum 
Gegenstand haben. 

Der Ausschuß hat erste Bedenken gegen den 
Umfang des Freistellungskataloges zurückstellen 
können, weil hier zunächst nur der Ermäditi- 
gungsrahmen für Freistellungs-Verordnungen ab- 
gesteckt werden soll. Es ist noch nicht bekannt, 
wann, in welchem Umfang und unter welchen 
Voraussetzungen die Kommission von der ihr 
gegebenen Ermächtigung Gebrauch machen will. 
Der Ausschuß erwartet jedoch, daß die Kom- 
mission bei der Ausnutzung der Ermächtigung 
den berechtigten Interessen der Genossenschaf- 
ten Rechnung tragen wird, wie dies die deutsche 
Kartellgesetzgebung tut. Die Ausfüllung des Er- 
mächtigungsrahmens macht zudem nach Arti- 
kel 87 Abs. (1) des Vertrages wiederum Ver- 
ordnungen der Kommission erforderlich, an de- 


nen die Mitgliedstaaten zu beteiligen sind und 
zu denen auch der Bundestag zu gegebener Zeit 
Stellung nehmen kann. Es kann also darüber ge- 
wacht werden, daß die Ausnutzung dieser Er- 
mächtigung im Einklang mit den deutschen wett- 
bewerbspolitischen Vorstellungen steht, so daß 
der Ausschuß in diesem Zeitpunkt empfehlen 
kann, von den Vorschlägen der Kommission 
Kenntnis zu nehmen. 

Änderungsverordnung zur Verordnung Nr. 17 

Durch die Anderungs Verordnung zu Artikel 4 der 
Verordnung Nr. 17 sollen Spezialisierungskar- 
telle, die im Gemeinsamen Markt oder in einem 
wesentlichen Teil desselben (Bundesrepublik, 
Frankreich, Italien, Benelux) nicht mehr als 10 Vo 
Marktanteil haben, von der Meldepflicht freige- 
stellt werden. 

Die Kommission will durch die Befreiung von der 
Meldepflicht vermeiden, daß Spezialisierungsver- 
einbarungen daran scheitern, daß sie, wie nach 
geltendem Recht, bei der Kommission angemel- 
det werden müssen und dadurch auch den Kon- 
kurrenten und Abnehmern zur Kenntnis gelan- 
gen. 

Der Ausschuß hält diese Regelung wegen der 
Begrenzung des zulässigen Marktanteils für un- 
bedenklich und wettbewerbsunschädlich und 
empfiehlt, von dem Vorschlag Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 


Lenders 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag nimmt die Vorschläge der 
Kommission — Drucksache 1/1/982 — zur Kenntnis. 


Bonn, den 10. Dezember 1970 

Kienbaum Lenders 

Vorsitzender Berichterstatter 
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